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Ausschuss für Inneres und Sport 
(108. Sitzung am 8. Dezember 2016) 

Beratungsthemen: 

Vertraulicher Sitzungsteil 

1. Unterrichtung durch die Landesregierung zur Durchsuchung des 

Deutschsprachigen Islamkreises Hildesheim am 27. Juli 2016 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

  

2. Unterrichtung durch die Landesregierung zum Fall einer voll verschleierten 

Schülerin an der Oberschule in Belm 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

Öffentlicher Sitzungsteil 

3. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Versammlungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/6233 

 

Zu diesem Gesetzentwurf führte der Ausschuss eine Anhörung durch. Angehört wurden: 

 

- Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände 

- Die Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen 

- Gewerkschaft der Polizei Niedersachsen 

- Deutsche Polizeigewerkschaft im DBB 

- Bund Deutscher Kriminalbeamter 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 

Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/6777 

 

Die Landesregierung stellte die Grundzüge des Gesetzentwurfs vor. Der Ausschuss kam 

überein, die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände um eine schriftliche 

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf zu bitten. Er kam ferner überein, die Beratung so zu 

terminieren, dass der Gesetzentwurf abschließend im Februar-Plenum 2017 behandelt 

wird. 

  

5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den 

Finanzausgleich und anderer Gesetze 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 17/6875 

 

Die Landesregierung stellte die Grundzüge des Gesetzentwurfs vor. Der Ausschuss kam 

überein, die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände im Januar 2017 

anzuhören. Er kam ferner überein, die Beratung so zu terminieren, dass der Gesetzentwurf 

abschließend im März-Plenum 2017 behandelt wird. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6001-6500/17-6233.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6777.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6875.pdf
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6. Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/6893 

 

Der Vertreter der FDP-Fraktion stellte die Grundzüge des Entschließungsantrags vor und 

erläuterte, dass dieser Antrag den gleichnamigen Antrag seiner Fraktion in Drucksache 

17/3119 ersetzt. Der Ausschuss kam überein, die Beratung im Januar und Februar 2017 

durchzuführen. 

  

7. Reden und Handeln des Boris Pistorius: SPD-Innenminister lassen die Muskeln 

spielen - In Niedersachsen schwächt der Innenminister die Polizei 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/6898 

 

Der Ausschuss beriet den Antrag. In diesem Zuge hatte die FDP-Fraktion beantragt, der 

Ausschuss solle sich zu dem Antrag durch die Landesregierung unterrichten lassen. Dieser 

Verfahrensvorschlag wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimme 

der FDP-Fraktion bei Stimmenthaltung seitens der CDU-Fraktion abgelehnt. Der 

Ausschuss empfahl dem Landtag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 

Stimmen der CDU-Fraktion bei Stimmenthaltung der FDP-Fraktion sodann, den Antrag 

abzulehnen. 

  

8. Digitale Verwaltung in Niedersachsen voranbringen - modern, sicher und 

bürgerfreundlich! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/6907 

 

Der Ausschuss bat die Landesregierung um eine schriftliche Unterrichtung insbesondere 

zum Sachstand. Er verständigte sich darauf, in der Sitzung, in der die Unterrichtung 

entgegengenommen wird, die Möglichkeit zu mündlichen Nachfragen zu der Unterrichtung 

vorzusehen. Nach der Auswertung der Unterrichtung soll über eine Anhörung, z. B. der 

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände, befunden werden. 

  

9. Beschlussfassung über einen Antrag auf Unterrichtung 

 

hier: Beschlussfassung über den Antrag der Fraktion der CDU auf Unterrichtung durch 

die Landesregierung über eine angebliche Entführung in Hambühren 

 

Der Ausschuss billigte den Unterrichtungswunsch einmütig und bat die Landesregierung 

um eine mündliche Unterrichtung in einer der nächsten Sitzungen. 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6893.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6898.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_17_7500/6501-7000/17-6907.pdf

